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Am 11. Oktober hat die Große Tarifkommission von ver.di die Forderung von 10,5 %, mindestens
500 Euro, aufgestellt. Exakt die gleiche Forderung wie beim TVöD.

Eine echte Diskussion war im Vorfeld nicht zugelassen worden. Auf allen Versammlungen wurden
Beiträge zur Höhe der Forderung unterbunden oder gleich gar keine Diskussion vorgesehen.
Stattdessen erfolgte eine „Befragung“, in der die Mitglieder jeweils individuell  vorgegebene Fragen
beantworten konnten. Keine Diskussion, keine eigenen Vorschläge machen dürfen – das ist
„Demokratie“ nach Art der Bürokratie!

Eine solche Art von gesteuerter „Diskussion“ erlaubte es der Führung, eine Forderung aufzustellen,
die sie offensichtlich von vorneherein beabsichtigt hatte. Warum aber haben die
Spitzenbürokrat:innen nicht im Vorfeld offen für diese geworben? Die Argumente, die sie jetzt
vorbringen, hätten auch schon vor 2 Monaten den gleichen Wert gehabt:

dass der Öffentliche Dienst doch eine Gemeinschaft sei, egal ob Bund, Länder oder
Kommunen,
dass die wirtschaftliche Lage ähnlich sei, die Inflation vielleicht sogar etwas
zurückgegangen.

Ganz offensichtlich sollte nicht nur eine innergewerkschaftliche Debatte um die soziale Lage, um die
Politik der Regierung, die diese mitverursacht hat, um die TVöD-Runde, in der die Gegenseite mal
wieder das berüchtigte Schlichtungsabkommen zog – an dem die Bürokratie aber festhält, obwohl es
der Gewerkschaft immer nur Nachteile verschafft –, und um einen Abschluss, der ohne richtigen
Streik zu einer fetten Niederlage führte, vermieden werden. Statt der geforderten 10,5 %,
mindestens aber 500 Euro bei einem Jahr Laufzeit, wurde folgendes vereinbart:

Inflationsausgleich von insgesamt 3.000 Euro in Teilzahlungen.
1.240 Euro davon sind bereits in diesem Juni geflossen, weitere 220 Euro dann jeweils
in den Monaten von Juli bis Februar 2024.
Zum 1. März 2024 sollen die Entgelte in einem ersten Schritt um einen Betrag von 200
Euro angehoben werden.
In einem zweiten Schritt soll der dann erhöhte Betrag noch einmal linear um 5,5
Prozent steigen. Die Erhöhung soll allerdings in jedem Fall 340 Euro betragen.
Die Laufzeit beträgt 24 Monate.

Dieses Ergebnis war und ist vor allem durch 2-jährige Laufzeit ein herber Reallohnverlust.
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Was bedeutet die Forderung konkret?

Wenn man von einer Inflationsrate für 2022 von 8 % und für 2023 von 6 % ausgeht, wie es die
ver.di-Oberen z. B. auf der Tarifbotschafter:innen-Versammlung am 11. Oktober getan haben, dann
sind das zusammen knapp 14,5 %. Die letzte Tariferhöhung von 2,8 % wurde also komplett
aufgefressen, und selbst 10,5 % in 12 Monaten könnten das nicht mehr wettmachen.

Wenn die ver.di-Spitze jetzt die gleiche Forderung für den TV-L aufstellt,  kann man davon
ausgehen, dass sie den gleichen oder einen sehr ähnlichen Abschluss anstrebt bzw. damit zufrieden
ist. Angesichts des schlechteren Organisationsgrades bei den Ländern haben die Bürokrat:innen an
der Spitze auch schon ein wohlfeiles Argument, um die Verantwortung für einen noch schlechteren
Abschluss abzuwälzen.

Was bedeutet dieses Vorgehen?

Das antidemokratische Vorgehen der Führung hat eine klare Botschaft: Wir entscheiden, wie die
Forderung aussieht, wir entscheiden, ob und wie gekämpft wird, und wir entscheiden, was
abgeschlossen wird.

Es bekräftigt die Aussage des TVöD-Tarifkampfes: Ihr könnt die Forderung von unten hochdrücken,
ihr könnt Euch und Eure Kolleg:innen besser mobilisieren als die letzen 15 Jahre, wir drücken
trotzdem das durch, was wir für richtig halten, was wir mit der Regierung in der Konzertierten
Aktion vor einem Jahr abgesprochen haben, und wir werden es schaffen, uns durch „Befragungen“
oder „Voten“ eine Legitimation zu holen.

Es bekräftigt die Gesamtaussage aller großen Tarifauseinandersetzungen des letzten Jahres, dass,
egal wie hoch der Organisationsgrad und die Kampfbereitschaft sind, sie schützen nicht davor, in
Tarifverhandlungen von der Führung ausverkauft zu werden. Im Verlauf des letzten Jahres haben
Chemie, Metall, TVöD, Post und EVG sehr ähnliche Abschlüsse erzielt. Viele Gewerkschaften, aber
eine Politik!

Was bedeutet dies für kämpferische Gewerkschafter:innen?

Es darf keinesfalls bedeuten, jetzt auf den Tarifkampf zu verzichten. Das würde gerade den rechten
Bürokrat:innen in der Gewerkschaft entgegenkommen. Die verzichten gerne auf kämpferische Leute
und stützen sich auf Trägheit und Gehorsam.

Zum Zweiten würde die Gegenseite eine Schwäche der Gewerkschaft sofort ausnutzen, einen noch
schlechteren Abschluss durchzudrücken.

Für uns kommt es darauf an, den Kampf für ein gutes Ergebnis damit zu verbinden, die Kolleg:innen
in unseren Betrieben zu aktivieren, zur Kritik an der Gewerkschaftsbürokratie anzuregen und diese
auch in die Gewerkschaft gemeinsam hineinzutragen. Wir müssen in der Tarifrunde darum kämpfen,
dass die Mobilisierung unter Kontrolle der Basis stattfindet, es keinen Abschluss ohne deren
Zustimmung geben darf. Wir müssen uns klar vor Augen halten, dass wir nur dann die Forderungen
durchsetzen können, wenn wir uns nicht auf Geheimverhandlungen einlassen, sondern möglichst
rasch zur Urabstimmung und zu einem flächendeckenden Streik kommen. Natürlich wird das
schwer, aber wir müssen dafür nicht nur breit im öffentlichen Dienst mobilisieren, sondern die
Auseinandersetzung verbreitern und gemeinsam mit anderen Gewerkschaften führen.

Dazu ist nötig, dass wir uns auf allen Ebenen vernetzen und eine oppositionelle,
klassenkämpferische Basisbewegung aufzubauen, so dass wir von kritischen Betriebsgruppen zu



einer bundesweiten ver.di-Opposition z. B. im Rahmen der VKG kommen. Nur so können wir die
Tricks und Manöver der Bürokratie erkennen und bekämpfen und einen wirklichen Kurswechsel in
den Gewerkschaften herbeiführen.


